
Beschwerde bei der Bundeswettbewerbsbehörde

FORMBLATT

A. Angaben zum Beschwerdeführer und Beschwerdegegner

1. Beschwerdeführer
Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse des Beschwerdeführers. Handelt es sich beim Beschwerdeführer um ein Unternehmen, zusätzlich Firmenbuchnummer, Art der Geschäftstätigkeit sowie Kontaktperson im Unternehmen samt Funktion,  Anschrift, Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse.

2. Beschwerdegegner
Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse der Person, gegen die sich die Beschwerde richtet (Beschwerdegegner). Handelt es sich beim Beschwerdegegner um ein Unternehmen, zusätzlich Art der Geschäftstätigkeit und Konzernzugehörigkeit.

3. Verhältnis Beschwerdeführer - Beschwerdegegner
Angabe des Verhältnisses zwischen Beschwerdeführer und Beschwerdegegner, zB Lieferant, Abnehmer, Wettbewerber.

B. Angaben zu der mutmaßlichen Zuwiderhandlung und Beweismittel

1. Betroffene Waren oder Dienstleistungen
Beschreibung der von der behaupteten Zuwiderhandlung (vgl 2.) betroffenen Waren oder Dienstleistungen, einschließlich ihrer Herstellung und Verwendung. 
 

2. Sachverhalt
Ausführliche Darstellung des Sachverhalts, aus dem sich nach Meinung des Beschwerdeführers ergibt, dass eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 101 oder 102 AEUV und/oder gegen das Kartellgesetz vorliegt (vgl Anhang).

3. Unterlagen
Vorlage aller dem Beschwerdeführer vorliegenden Unterlagen, die sich auf den behaupteten Verstoß beziehen, mit ihm in Verbindung stehen oder ihn belegen (z. B. Texte von Vereinbarungen, Verhandlungs- oder Sitzungsprotokolle, Geschäftsbedingungen, Geschäftsunterlagen, Rundschreiben, Korrespondenz, Notizen von Telefongesprächen).

4. Auskunftsperson(en)
Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse der Personen, die den behaupteten Verstoß bezeugen können, insbesondere auch der Personen, die von ihm betroffen sind.
5. Allgemeine Unterlagen 
Vorlage aller Statistiken oder anderen verfügbare Daten, die sich auf den behaupteten Verstoß beziehen, insbesondere wenn sie Aufschluss über Marktentwicklungen geben (z. B. Informationen über Preise und Preistendenzen, Marktzutrittsschranken für neue Anbieter usw.).

6. Räumlicher Einzugsbereich
Angabe, auf welches Gebiet (zB Region, Bundesland, Österreich, Europäische Union etc) sich der Verstoß auswirkt bzw erstreckt und Erläuterung (soweit dies nicht offensichtlich ist), ob und ggfs in welchem Umfang der Handel zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union beeinträchtigt werden kann.
C. Ziel der Beschwerde und Verfahren vor anderen Behörden
1. Ziel der Beschwerde
Erläuterung, welches Vorgehen von der Bundeswettbewerbsbehörde erwartet wird und welches Ziel dadurch erreicht werden soll. 


2. Andere Verfahren
Angabe, ob der Beschwerdeführer in der geschilderten oder einer eng damit verbundenen anderen Sache 

a. ein Verfahren vor dem Kartellgericht angestrengt hat oder anstrengen wird
(im Verneinungsfall Darstellung der Gründe hiefür)
b. ein Verfahren vor einem Zivil- oder Handelsgericht angestrengt hat oder anstrengen wird
c. sich an eine oder mehrere Wettbewerbsbehörden eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten gewandt hat 
Für den Fall, dass eine oder mehrere der Fragen 2a. bis 2.c. bejaht wurden:

Angabe, an welche Behörde(n) sich der Beschwerdeführer gewandt hat sowie ausführliche Darstellung des Stands bzw des Ergebnisses allfälliger Verfahren sowie Angabe der Geschäfts- oder Aktenzahl dieser Verfahren. 
Vorlage etwaiger Entscheidung(en) der betreffenden Behörde(n).
Datum







Unterschrift
Beschwerde bei der Bundeswettbewerbsbehörde
Anhang
Die wichtigsten Bestimmungen des Wettbewerbsrechts

Kartellverbot:  
Art 101 AEUV verbietet 

· alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, 
· welche den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet sind und
· eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
·  bezwecken oder bewirken.

Die genannte Bestimmung enthält auch einen Beispielkatalog und gibt an, unter welchen Voraussetzungen das Kartellverbot nicht gilt.
Verbot des Marktmachtmissbrauches: 
Art 102 AEUV verbietet die missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen.
Desweiteren ist es verboten, Zusammenschlüsse gemeinschaftsweiter Bedeutung vor ihrer Genehmigung durch die Europäische Kommission, Generaldirektion Wettbewerb durchzuführen (Fusionskontrollverordnung).
Den Volltext der genannten Normen sowie umfangreiche weiterführende Informationen finden Sie auf der Homepage der Europäischen Kommission, Generaldirektion Wettbewerb:



http://ec.europa.eu/comm/competition/index_de.html

Das österreichische Kartellgesetz - Volltext auf der Homepage der Bundeswettbewerbsbehörde 

http://www.bwb.gv.at/BWB/Gesetze/default.htm  -
verbietet in enger Anlehnung an den Inhalt von Art 101 und 102 AEUV 
- wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen und abgestimmte Verhaltensweisen (§§ 1 ff KartG 2005) sowie 

- den Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung (§§ 4 ff KartG 2005).

Weiters ist es nach KartG 2005 untersagt, anmeldebedürftige Zusammenschlüsse vor (positivem) Abschluss des Genehmigungsverfahrens oder sonst in verbotener Weise (zb unter Verstoß gegen Beschränkungen oder Auflagen) durchzuführen (§§ 7 ff KartG 2005).
